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Inserat« von Auswärts nehmen für uns entgegen die Annonceil'Erpeditionen der Herren Haaftaflein tC Vogler und Rudolf Mofse in Bern, Zürich, Basel, Lausanne, Gens, 
®«Iin, Leipzig, Dresden, Hamburg, Frankfurt a./M., Etraßburg und Wie». 

P o l i t i s c h e A t u g h e i t . 

Am 26. November ist der hohe Bundesrath auf 
den Rekurs des Herrn Deletraz in Sachen des Sakri» 
lcgiums von Ehene-Burg „ M a n g e l s Kompetenz 
nicht e i n g e t r e t e n " . 

Die „Erwägungen" wollen wir mit jener Mäßi-
gung, welche wir der hohen Behörde überhaupt und 
ihrer kritischen Lage zwischen den Parteien schnlden, 
beurtheilen, und insonderheit die erste Erwägung, welche 
die Frage, ob überhaupt eine Durchsuchung des Hauses 
und der Kapelle gesetzlich statthast gewesen, vor die 
Ger ich te , event, vor das Bundesgericht verweist, 
dahingestellt sein lassen. Um so bedenklicher erscheint 
uns die zweite Erwägung: in der Kapellendurchsuchung, 
wie solche in Chene-Bourg vorgekommen, „berechtige 
nichts zur A n n a h m e , daß dabei i r g e n d w i e 
dje Abficht der S t ö r u n g von K u l t u s h a n d « 
l u n g e n bes tanden habe". 

Diese überaus milde Auslegung des. F r e v e l s 
stützt der Bundcsrath mit dem Grundsatze: „Die Staats-
organe dürfen unter Umständen auch in Gebäulichkeiten 
und an Gegenständen, welche für die Feier eines Kul-
tus bestimmt find, gerichtliche oder polizeiliche Hand« 
lungen vornehmen." 

Daß die weisen und umsichtigen Männer, welche 
im Bundesrathe sitzen, auf diesen, mit der eigentlichen 
Frage nur höchst weitläufig verwandten, von Niemand 
bestrittenen Grundsatz, und zwar auf diesen a l l e i n , 
sich berufen, zeigt deutlich die Nothlage, in der sich 
eine Behörde befindet, die nur zwischen und nicht 
über den Parteien steht. Handelt es sich doch gar 
nicht um eine Kapellendurchsuchung im Allgemeinen, 
sondern um die empörende Vornahme dieser Handlung 
während eines öffentlichen Knltaktes. Das ist 
der Kern der FrageI D a r ü b e r gerade haben sich 
nicht nur Herr Pfarrer Deletraz, sondern Hundert-
taufende von kathol. Schweizern empört. 

Der hohe Bundesrath fand es für angezeigt, gerade 
diesen K e r n p u n k t der Frage, auf welchen Hundert« 
taufende von katholischen Schweizern in ihren Prote-
stationen und namentlich die 47 katholischen Mitglieder 
der Bundesversammlung in ihrer bekannten Petition 
hinwiesen, im ablehnenden Theile seiner Erwägung 
mit keiner Sylbe zu berühren. Wir bedauern es. 

Und fast noch mehr bedauern wir, daß er den 
Herrn Deletraz anders sprechen läßt, als er wirklich 
gesprochen! 

Der hohe Bundesrath sagt: „Herr Pfarrer Dele-
traz behauptet im Weitern, „die gegen ihn vollzogene Haus-
„durchfuchung, sowei t sie sich auf die Kapel le 
„und auf die dor t bef indl ichen K u l t u s g e -
„genstände bezogen habe, schließe eine Verletzung 
„der Bundesverfassung in sich". Nun aber sagt Herr 
Pfarrer Deletraz viel mehr und viel Entscheidenderes 
als das! I n seinem Briefe vom 5. Juni an den 
hohen Bundcsrath beweist er mit breitester Ausführ-
lichkeit: 

1. Daß zur Zeit der Kapelldurchsuchung daselbst 
das „4vstündige Gebet" abgehalten worden; 

2. Daß dies ein „Culte public et solennel" (ein 
öffentlicher und feierlicher Gottesdienst) sei; 

3. Daß also eine K u l t u s st ö r u u g stattgefunden 

habe — „lo culte a ötä troublö et empooh6. 
(Der Gottesdienst ist gestört und verhindert 
worden.) 

Auf diesen Eardinalpunkt geht der hohe Bundes-
rath gar nicht «in, sondern mit einer Vorsicht, wie sie 
freilich vor den Schranken der Gerichte nicht uuge-
wöhnlich ist, relevirt er nur die Nebe »frage von einer 
„Untersuchung nach Kultusgegeuständen" und vom Er-
greisen der leeren Monstranz durch Laienhand. Daß 
solche Rhetorik es der Mehrheit im Bundesrathe 
möglich machen mußte, aus „Nichteintreten" zu schlie-
ßen, ist — eine Thatsache, die nicht nur von der 
katholischen Schweiz peinlich wird empfunden werden. 

Warum es wohl der hohe BundeSrath für ein Ge« 
bot politischer Klugheit erachtet, auf „Nichteintreten" 
zu schließen? Fast sind wir versucht, die Ursache 
hievou in der Petition der 47 katholischen Mitglieder 
der Bnndesversammlnng vom 18. Juni zu finden I 
Nachdem nämlich diese Führer des katholischen Schweizer-
Volkes mit einem Freimuthe, den wir ihnen heute noch 
aus tiesster Seele verdanken, den Nachweis geführt, 
daß wirklich und thatsächlich eine flagrante „Verletzung 
der Glaubens- und Knltussreiheit" vorliege, dringen 
sie vor bis zur Behauptung: was in Ehene-Burg ge-
schehen, sei nur die logische Consequenz der 
v i e l j ä h r i g e n Ungerecht igkei ten und Berau-
bungen in den Kantonen B e r n und Genf . 
Nach unserm Dafürhalten ist ihnen der Beweis auch 
für diese Behauptung nur allzu vollständig gelungen! 
Und da wir annehmen dürfen, nnter allen bezüglichen 
katholischen Manifestationen habe keine auf den hohen 
Bundesrath tiefern Eindruck gemacht als diejenige der 
47 katholische» Staatsniänner, so wagen wir es nicht, 
gegen ihn darüber Klage zu erheben, daß er es mit 
seiner Würde unvereinbar fand, durch Begründeterklä-
rnng des Rekurses einzugestehen: es hätte in seiner 
Pflicht gelegen, längst schon den frevelhaften, un-
patriotischen Vergewaltigungen in den Kantonen Genf 
und Bern ein Ende zu machen. (Sch.-K.-Ztg.) 

E i d g e n o s s e n s c h a f t . 

— * Ans der Bundesversammlung. Der 
S t ä n d e r a t h mußte si h eine ungeheuere Mühe 
geben, bis er seine Geschäslsprüfungskoinmission zu-
sammengesetzt hatte. Es bedürfte hiefür nicht weniger 
als 14 Wahlgänge, und es ist das der deutlichste Be-
weis, wie nahe an der Zahl die Parteien einander 
gegenüber stehen. Gewählt wurden die HH. Herten-
stein (Zürich), Hoffmann (St. Gallen), v. Hettlingen 
(Schwyj), Hold (Graubünden), Schaller (Freiburg), 
Michel (Bern), und Eftoppey (Waadt). Davon stnn-
den die HH. Hertenstein, Hoffmann, Hold und Eftoppey 
aus der liberalen, die HH. v. Hettlingen und Michel 
aus der konservativen Liste, Hr. Schaller stund auf bei-
den Listen. Radikal find von den Gewählten die 
HH. Hoffmann und Hold, gemäßigt-liberal die HH. 
Hertenstein und Michel, radikal-föderalistisch Hr. Estop-
pey, katholisch-konservativ die HH. v. Hettlingen und 
Schaller. I n die Eisenbahnkommission wurde an Stelle 
des Hrn. Dr. Sulzer von Zürich gewählt der wackere 
Mitarbeiter unseres Blattes, Hr. Landammann Lnfser, 
und in die Milit^rkommission der liberal-konservative 
Hr. Oberst Rieter von Winterthur. 

Das Büdget fand Seitens des Ständerathes eine 
Erledigung, wie sie an Loyalität gegenüber den bundes-

räthlichtn Vorschlägen den ersten Preis verdient. Hebn* 
genS muß man gerecht sein und anerkennen, daß der 
BundeSrath. beziehungsweise sein wackerer Finanzmini-
ster Hammer das Büoget nicht ohne hausväterliche 
Sorgsalt vorbereitet hatte. Den Beamten und An« 
gestellten der Poftbnreaux zweiter und dritter Klasse 
wurde eine nicht unerhebliche Besoldungserhöhung aus-
geworfen, was übrigens von den Umständen wesentlich 
geboten war. Keine Gnade sanden die Anzüge der 
Konunisfion, auf die alte Depescheutaxordnnng zurück-
zukommen und das gesetzliche Minimum der sür die 
Militärdiensttauglichkeit geforderten Körperlänge von 
156 aus 158 Centimeter zu erhöhen. 

Der N a t i o n a l r a t h hatte nach seiner Eon-
stituirung Mangel an Arbeit, indem er für fast alle 
neueingegangenen Geschäfte dem Ständerathe die Erst-
berathuug zugewiesen hat. Nationalrath Stämpfli und 
Genossen haben für dieses Mal ihre Motion bezielend 
Rückkauf der Eiseubahuen an die Eidgenossenschaft, 
eventuell Betriebsregulirung durch den Lnnd, zurück-
gezogen, in der klaren und nur zu begründeten Absicht, 
das Wasser auf die Gotthardabstinwnung nicht noch 
mehr zu trüben. Eine Motion drs Hrn. Oberst von 
Büren wurde erheblich erklärt, demgemäß zuwider bun« 
desräthlicher Verfügung derjenige, welcher binnen eines 
Jahres bei weiterer Dienfttauglichkeil keinen Militär-
dienst that, nicht die Militärftcuer zu entrichten hat, 
wohl aber im Falle eigentlicher Strafbarkeit zur Strafe 
zu ziehen ist. I n der wichtigen Frage, ob sür das 
Jahr 1877, wo bekanntlich noch kein eidgenössisches 
Gesetz über den Militärpflichtersatz bestanden hat, von 
den Kantonen die Hälfte des Bruttoertrages der nach 
kantonalem Gesetz bezogenen Militärersatzsteuer einzu« 
fordern sei oder ob die Kantone statt dessen Geld-
kontingente zu bezahlen haben, wurde in Zustimmung 
zu einem frühern bundeSrälhlichen Entscheide, gegen-
über dem Begehren der Stände Zürich und Solothurn, 
der Bezug ber Erfatzsteuerhälfte beschlossen und der 
Bezug der Geldkontingente abgelehnt. ES siegte da-
mit die Versassung. Gegenüber einem bnndesräthlichen 
Entscheide hat der Ständerath in der Sominerfefsion 
anläßlich eines Rekurses aus Pruutrut entschieden, eS 
müsse der Vorkauf von Lebensmittcln in wucherlicher 
Weife und zur Schädigung des Publikums nicht ge-
duldet werde». Der Nationalralh hat nun fataler 
Weife den gegentheiligen Beschluß gefaßt, es ist daS 
wieder eine der vielen Anwendungen der äußerst schäd-
lich ausgedehnten Gewerbesreiheit, wie sie die öfsent-
liche Wohlfahrt und zumal die Lebensexistenz der dürsti-
gern Klassen in unverantwortlicher Weise zu gefährden 
geeignet sind. Es ist das eben die liberal-radikale 
Anschauungsweise über Macht und Ohnmacht deS 
Staates, die Schlechtigkeit gewähren zu lassen und die 
religiösen und moralischen Bestrebungen der edelsten 
Volkstheile auf dem Gebiete der Kirche und der Schule 
in verhängnißvollster Art zu hemmen und zu unter-
graben. 

Am Dienstag hatte die v e r e i n i g t e B u n d e s -
Versammlung die oberste Landesregierung sür drei 
Jahre zu erwählen. 

Es fand der Wichtigkeit der Wahl gemäß Einzel-
fkrutiuium statt und alle Wahlen erfolgten jeweilen 
im ersten Wahlgang. 

1. Wahl. Eingegangene Stimmkarten 166. Ab-
folntes Mehr 85. Gewählt wurde S c h e n k mit 86 
Stimmen. Welti hatte 58 Stimmen. 

2. Wahl. Gültige Stimmen 169. Absolutes 
Mehr 85. Gewählt wurde W e l t i mit 145 Stimmen. 

3. Wahl. Gültige Stimmen 169. Absolutes 
Mehr85. Gewählt wurde Schere r mit 125 Stimmen. 

4. Wahl. Gültige Stimmen 169. Absolutes 
Mehr 85. Gewählt wurde H a m m e r mit 148 
Stimmen. 

5. Wahl. Gültige Stiinmen 170. Absolutes 
Mehr 85. Gewählt wurde A n d e r w e r t h mit 95 
Stimmen. Weck-Reynold hatte 52 Stimmen. 


